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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Herbst wurde aufgrund zweier durch Freidenker provozierten Vorfällen eine
nationale Debatte über die Präsenz von Kruzifixen und Kreuzen im öffentlichen Raum
lanciert. Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) reichte daraufhin eine parlamentarische
Initiative ein, mit welcher  sie Klarheit über solche Fragen schaffen will. Das Geschäft
will in der Bundesverfassung verankern, dass christlich-abendländische Symbole in der
Öffentlichkeit generell zulässig sein sollen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
MARLÈNE GERBER

Die staatpolitische Kommission des Nationalrats (SPK) empfahl mit präsidialem
Stichentscheid (bei 12 zu 12 Stimmen) Folgegeben für eine parlamentarische Initiative
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), die christlichen Symbolen im öffentlichen Raum ein
verfassungsrechtliches Vorrecht vor anderen religiösen Zeichen einräumen möchte.
Damit soll verhindert werden, dass mit Berufung auf die Glaubens- und
Gewissensfreiheit eine Entfernung der im gesellschaftlichen Alltag verankerten
Insignien christlicher Kultur und Tradition erwirkt werden könnte. Da die ständerätliche
SPK im Herbst des Berichtsjahrs mit Verweis auf die geforderte religiöse Neutralität des
Staats gegenteiliger Meinung war, gelangt das Geschäft zum Entscheid an die Räte.
Dieser ist für 2012 vorgesehen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Bereits im Jahr 2011 berieten die beiden Staatspolitischen Kommissionen über eine
parlamentarische Initiative Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), welche zum Ziel hatte,
Symbole der christlichen-abendländischen Kultur im öffentlichen Raum
verfassungsrechtlich zu schützen. Während die SPK-NR die Annahme der Initiative
empfahl, sprach sich die SPK-SR gegen die Vorlage aus, da eine Sonderstellung des
Christentums die friedliche Koexistenz der verschiedenen Religionen gefährden würde.
Somit gelangte das Geschäft während des Berichtjahrs zum Entscheid an die Räte. Der
Nationalrat gab der Initiative mit 87 zu 75 Stimmen Folge, während der Ständerat sie
knapp mit 21 zu 17 Stimmen ablehnte. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2012
MÄDER PETRA

Nach der knappen Ablehnung der parlamentarischen Initiative Glanzmann-Hunkeler
(cvp, LU) im Vorjahr, beschäftigte sich das Parlament im Berichtsjahr erneut mit der
Frage betreffend die Präsenz von religiösen Symbolen im öffentlichen Raum. In Form
eines Postulats forderte Thomas Aeschi (svp, ZG) vom Bundesrat, den Regelungsbedarf
in dieser Angelegenheit darzulegen. Konkret verlangte der Postulant eine Stellungnahme
zum Aufhängen von Kreuzen und anderen religiösen Symbolen sowie zum Tragen
religiöser Zeichen in öffentlichen Gebäuden. Betreffend Letzteres ist der Bundesrat
angehalten, eine differenzierte Betrachtung zwischen dem Tragen kleinerer religiöser
Zeichen wie Halsschmuck sowie grösserer religiöser Zeichen wie Kopfbedeckungen
oder Ganzkörperbekleidung wie dem Habit anzustellen. Darüber hinaus äusserte sich
der Postulant kritisch zur Erhebung der Kirchensteuer für juristische Personen und
verlangte eine Überprüfung der Vereinbarkeit kantonaler Regelungen mit dem
eidgenössischen Steuerharmonisierungsgesetz. Während der Bundesrat es als
notwendig erachtete, Fragen zur Präsenz und Bedeutung von religiösen Symbolen im
öffentlichen Raum in einem Bericht zu klären, stellte er sich gegen eine Stellungnahme
zur Angemessenheit der Kirchensteuererhebung bei juristischen Personen. Das
Einziehen dieser Steuer falle in die Kompetenz der Kantone und sei demzufolge auf
dieser Entscheidungsebene zu behandeln. Das Parlament folgte der Empfehlung des
Bundesrates und lehnte dieses Anliegen ab. Die anderen beiden Punkte des Vorstosses
wurden diskussionslos angenommen und überwiesen. 4

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
MARLÈNE GERBER

1) Lib., 5.11.10.
2) NZZ, LT und SoS, 21.5.11; Lib., 21.6.11; NZZ, 15.10.11; SPJ 2010, S. 292.
3) AB NR, 2012, S. 213 f.; AB SR, 2012, S. 527 f.; NLZ 10.3 und 12.6.12.
4) AB NR, 2013, S. 2206
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